
Ankündigung
Die 14. Sitzung der Vollversammlung
in der Wahlperiode 2009 bis 2014
findet am

Dienstag, 6. Dezember 2011,
um 16:00 Uhr

im Sitzungssaal der IHK Kassel,
Kurfürstenstr. 9, 34117 Kassel,

statt. Für IHK-zugehörige Unterneh-
men ist die Sitzung öffentlich. An-
meldungen erbeten an Elke Beyer (Tel.
0561 7891-222, E-Mail: beyer@kas-
sel.ihk.de). Die Tagesordnung kann
unter www.ihk-kassel.de (Wir über
uns/Vollversammlung und Regional-
ausschüsse) abgerufen werden.

Dr. Martin Viessmann Dr. Walter Lohmeier

Präsident Hauptgeschäftsführer

dass die betroffenen Länder in ihren Konsoli-
dierungsanstrengungen nachlassen könnten.
Als radikale Lösungen zur kurzfristigen Bewäl-
tigung der Schuldenkrise sieht der Referent
Euro-Bonds und das unbegrenzte Aufkaufen
von Staatsanleihen durch die Europäische
Zentralbank (EZB). „Beide Lösungen sind mit
den geltenden Europäischen Verträgen und
dem deutschen Grundgesetz nicht vereinbar“,
gab er zu bedenken. Neben dem kurzfristigen
Bekämpfen der Krise müsse über den langfris-
tigen Ordnungsrahmen von Währungsunion
und EU entschieden werden.

In der Diskussionsrunde, moderiert von den
Netzwerk-Sprechern Alwin Altrichter und
Berthold Theuffel-Werhahn, forderte Bun-
destagsmitglied Björn Sänger (FDP), dass
Schuldenstaaten im Notfall staatliche Souve-
ränität abgeben müssten. Wichtig für Grie-
chenland sei ein Wachstumsprogramm, er-
gänzte Wiegard. „Es fehlt aber teilweise an
Mitteln, um die EU-Förderungen zu kofinan-
zieren.“ Eventuell wäre es eine Option, die Ko-
finanzierung zurückzuschrauben.

„Dass der Euro Bestand hat, ist auch wichtig
für den Mittelstand“, erklärte Dr. Friedrich
von Waitz (von Waitzische Beteiligungen
GmbH, Kassel). Politische Stabilität sei we-
sentlich: Man solle daher über das Modell der
Vereinigten Staaten von Europa nachdenken.
Jochen Prawitt von der Kirix Vermögensver-
waltung AG aus Kassel machte darauf auf-
merksam, dass die Eurokrise zu einer Kredit-
klemme führen kann – mit den daraus resul-
tierenden Refinanzierungsproblemen des Mit-
telstandes. „Durch verschiedene Derivate kann
der Markt gegen den Euro beziehungsweise
einzelne Länder spekulieren“, sagte er. „Die
Politik ist gefragt: Es muss per Gesetz Ein-
schränkungen geben.“ Dafür müsse man Län-
der wie die USA gewinnen. WN/CN/AN �

M it der Euro-Krise und dem Mittelstand
hat sich eine Veranstaltung des Netz-

werks Mittelstand der IHK Kassel Anfang No-
vember beschäftigt. Unter dem Motto „Wege
in die Zukunft“ ging es unter anderem um die
Rettungsversuche für verschuldete EU-Mit-
gliedsstaaten sowie die Auswirkungen der da-
mit verbundenen Euro-Krise auf die Konjunk-
tur und mittelständische Unternehmen.

In seinem Eröffnungsvortrag „Ist der Euro in
der Schuldenkrise zu retten?“ identifizierte
Prof. Dr. Wolfgang Wiegard von der Univer-
sität Regensburg zwei kritische Punkte: Mit
der Aufstockung der Europäischen Finanzsta-
bilisierungsfazilität (EFSF) auf 780 Milliarden
Euro übernehme der Steuerzahler erhebliche
Haftungsrisiken. Zugleich würde mit dem Aus-
weiten der EFSF-Befugnisse durch die Hinter-
tür eine Haftungsgemeinschaft eingeführt
und die no-bail-out-Klausel aufgehoben. „Die
zentrale Frage ist, inwieweit Griechenland
durch die private Gläubigerbeteiligung entlas-
tet wird“, zeigte sich Wiegard spektisch.

Die Modelle zur Hebelung der EFSF können
nach Ansicht des Professors die Schuldenkrise
entschärfen. Der Preis dafür könne sich jedoch
als hoch entpuppen: Je nach Ausgestaltung
schultere der Steuerzahler einen großen Teil
der Kreditrisiken. Demgegenüber übernähmen
die privaten Gläubiger ein geringes Ausfallrisi-
ko. „Einmal mehr besteht die Gefahr, dass die
Krise zu einem erheblichen Teil beim Steuer-
zahler abgeladen wird“, bilanzierte Wiegard.
Die vom Steuerzahler übernommenen Eventu-
alverbindlichkeiten hätten mit insgesamt fast
1,7 Billionen Euro schon jetzt ein gigantisches
Ausmaß angenommen.

Wiegard verwies darauf, dass mit den He-
belmodellen eine Einebnung der Zinsunter-
schiede einhergehe, was für Deutschland
nachteilig sei. Außerdem bestehe die Gefahr,

Netzwerk Mittelstand organisierte Diskussionsrunde

Debatte zur Euro-Krise

Über 60 Gäste: Das Thema stieß auf re-
ges Interesse. Kleines Foto: (von links)
Alwin Altrichter, Jochen Prawitt, Björn
Sänger, Dr. Friedrich von Waitz, Prof. Dr.
Wolfgang Wiegard, Berthold Theuffel-
Werhahn und IHK-Hauptgeschäftsfüh-
rer Dr. Walter Lohmeier. (Fotos: Meyer)

„In Zeiten einer sich
immer schneller ver-
ändernden Wirt-
schaft – einherge-
hend mit Fachkräf-
temangel in vielen
Bereichen – unter-
stützt die Branche
Zeitarbeit viele Un-
ternehmen der Regi-
on mit gut ausgebil-
detem Personal. Wir
schaffen sichere Ar-
beitsplätze für Ihre
Flexibilität.“

Ivo Giebe, Partner
Personaldienste

Zitat aus dem Mittelstand:
Personalreserve Zeitarbeit

• Im Internet: www.mittelstand-kassel.de

Zwist um die Einstufung
von Abschlüssen

P olitik, Wirtschaft und Gewerkschaften
laufen Sturm gegen den Beschluss der

Kultusminister, das Abitur generell höher zu
bewerten als eine abgeschlossene Lehre. Auf
einer achtstufigen Skala des sogenannten
Deutschen Qualifikationsrahmens haben die
Kultusminister das Abitur auf Stufe 5 einge-
ordnet. Das Gros der Lehre wird dagegen auf
Stufe 4 eingeordnet. Der DIHK spricht sich da-
gegen aus. DIHK �
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